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men, so gilt dies grundsätzlich auch für die Anmeldung 
des Versicherungsfalles bei dem eigenen Versicherer 
(…) Im Vordergrund steht dabei das Interesse des Ge-
schädigten an einer vollständigen Restitution. (…) Ein 
solcher Fall kann gegeben sein, wenn der Geschädigte 
etwa aus Mangel an geschäftlicher Gewandtheit 
oder sonstigen Gründen wie Krankheit oder Ab-
wesenheit nicht in der Lage ist, den Schaden bei sei-
nem Versicherer selbst anzumelden. (…) Die Aufhebung 
und Zurückverweisung gibt dem Berufungsgericht Ge-
legenheit, die Umstände des Streitfalls umfassend zu 
würdigen und gegebenenfalls noch fehlende Feststel-
lungen zur Erforderlichkeit der Inanspruchnahme an-
waltlicher Hilfe nachzuholen.“ Daher dürfte von einer 
grundsätzlichen Erstattungsfähigkeit der Kosten für die 
Einholung der Deckungszusage auszugehen sein, so­
weit hierfür die Einschaltung eines Anwalts erforderlich 
gewesen ist. Hierzu ist konkret vorzutragen.

III.	 Verhalten einiger Rechtsschutz- 
versicherer

Einige Rechtsschutzversicherer sollen Mandanten auf 
die telefonische Anfrage hin darauf hinweisen, „die 
Kostenschutzanfrage möge doch bitte durch den An­
walt erfolgen“ oder sollen sich hier und da sträuben, 
dem Mandanten den Kostenschutz schriftlich zu be­
stätigen und stattdessen  – so wird berichtet  – eine 
andere Anwaltskanzlei empfehlen, was vonseiten des 
Rechtsschutzversicherers in einem konkreten Fall be­
stritten wird und die Berliner Gerichte beschäftigt 
hat, so etwa LG Berlin, Beschl. v. 3.2.2001  – 14 O 
55/11; KG, Beschl. v. 15.3.2011 – 5 W 45/11.

IV.	 Verhalten des Rechtsanwalts

Soweit die Kostenschutzanfrage durch die beauftrag­
te Kanzlei erfolgen soll, ist der Mandant besonders 
auf die Kostenfolge hinzuweisen, weil sie nach 
überwiegender Auffassung eine andere Angelegen­
heit i.S.d. § 15 Abs. 2 Satz 1 RVG darstellt, vgl. Han-
sens RVGreport 2011, 241; Volpert VRR 2011, 171 ff.

1.	 Gesonderten Auftrag erteilen lassen

Folglich sollte sich der Anwalt hierzu von dem Man­
danten gesondert bevollmächtigen und beauf-

I.	 Stand der Rechtsprechung

Hansens hatte in seinem Aufsatz in RVGreport 2010, 
321, 322 über den Stand der Rechtsprechung berich­
tet. In der Zwischenzeit sind weitere Gerichtsentschei­
dungen bekannt geworden. Zuletzt hatten sich das 
LG München II, Urt. v. 7.3.2011 – 5 O 1837/09 und 
das LG Freiburg, Urt. v. 19.11.2010  – Az. nicht be­
kannt – bejahend und das OLG Celle RVGreport 2011, 
149 (Hansens) = AGS 2011, 152 verneinend mit der 
Frage auseinandergesetzt. Eine Erstattungsfähigkeit 
wird von der jüngsten Entscheidung des BGH RVG­
report 2011, 186 (Hansens) = NJW 2011, 1222 dann 
angenommen, wenn die Einholung der Deckungszu­
sage durch einen Anwalt auch erforderlich war. Dies 
hatte der BGH in dem konkreten Fall verneint.

„Dass die Klägerin hinsichtlich der Ansprüche auf 
Rückzahlung der Mietkaution und der Heizkostenvor-
schüsse die von der Rechtsschutzversicherung um-
standslos erteilte Deckungszusage nicht selbst hätte 
einholen können und insoweit die Inanspruchnahme 
anwaltlicher Hilfe erforderlich gewesen wäre, ist 
nicht dargetan“, heißt es in den Urteilsgründen.

II.	 Konkreter Vortrag erforderlich

Insoweit hat es die Revision augenscheinlich ver­
säumt, zu diesem Punkt substanziiert vorzutragen. 
Denn der u.a. für das Verkehrsrecht zuständige VI. ZS 
des BGH RVGreport 2006, 236 (Hansens) = NJW 2006, 
1065 = AGS 2006, 256 = zfs 2006, 448 hat hierzu 
(bisher wenig beachtet) bereits im Jahr 2006 wie 
folgt ausgeführt:

„(…) Zu den ersatzpflichtigen Aufwendungen des Ge-
schädigten zählen grundsätzlich auch die durch das 
Schadensereignis erforderlich gewordenen Rechtsver-
folgungskosten. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs (…) hat der Schädiger aller-
dings nicht schlechthin alle durch das Schadensereignis 
adäquat verursachten Rechtsanwaltskosten zu erset-
zen, sondern nur solche, die aus der Sicht des Geschä-
digten zur Wahrnehmung seiner Rechte erforderlich 
und zweckmäßig waren (…) Teil der Schadensabwick-
lung ist auch die Entscheidung, den Schadensfall einem 
Versicherer zu melden. Ist es aus Sicht des Geschädig-
ten erforderlich, anwaltliche Hilfe in Anspruch zu neh-

RVG-Praxis – Kostenerstattung
Erstattung der Anwaltsvergütung für das Stellen der 
Deckungsschutzanfrage beim Rechtsschutzversicherer in der 
anwaltlichen Praxis

von Rechtsanwalt Gregor Samimi, Berlin

Ob es sich bei der Anwaltsvergütung für das Stellen der Deckungsschutzanfrage beim Rechtsschutzversi-
cherer um einen vom Anspruchsgegner zu erstattenden Schaden handelt, ist in der Rechtsprechung sehr 
umstritten. In dieser Zeitschrift ist in den Beiträgen von Hansens RVGreport 2010, 241 ff. und 321 ff. dieses 
Thema behandelt worden. In diesem Beitrag werden die praktischen Erfahrungen eines RA im Umgang mit 
Versicherungen berichtet.
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2.	 Dem Mandanten ein Formular aus-
händigen

Dem Mandanten kann auch unterstützend ein Kos-
tenschutzanfrageformular an die Hand gegeben 
werden, um eine nicht auszuschließende Verunsiche­
rung des Mandanten durch Mitarbeiter des Versiche­
rers zu vermeiden (vgl. Samimi/Liedtke Berliner AnwBl. 
2011, 153 ff.). Ein sich selbst erklärendes Formular 
kann auf der Homepage des Autors unter www.ra-
samimi.de heruntergeladen und an die Bedürfnisse 
der Kanzlei angepasst werden. Es kann dem Mandan­
ten sodann auf der eigenen Kanzleihomepage zum 
Download angeboten werden, soweit er die Kosten­
schutzanfrage selbst in die Hand nehmen möchte. 
Das Formular dient zudem der Entlastung der Kanz­
lei, weil die eine oder andere Frage nur durch den 
Mandanten selbst beantwortet werden kann. Es kann 
dazu bequem am Bildschirm ausgefüllt, ausgedruckt 
und an den Versicherer vorzugsweise per Telefax 
übermittelt werden, weil dann der Zugang der De-
ckungsschutzanfrage kaum noch bestreitbar sein 
dürfte, s. hierzu allgemein BGH NJW 2006, 2263.

tragen lassen, um Missverständnisse und Überra­
schungen aufseiten des Mandanten zu vermeiden. 
Eine mögliche Formulierung könnte wie folgt lau­
ten:

„(…) Der Auftragnehmer wird daneben gesondert be-
auftragt und bevollmächtigt, die Kostenschutzzusage 
des Rechtsschutzversicherers einzuholen. Die Rechts-
anwaltsvergütung steht weder nach Grund noch Höhe 
in Abhängigkeit zu einem Kostenersatzanspruch ge-
genüber Dritten (z.B. Versicherern, Gegnern etc.) 
oder insbesondere dem Bestand einer Rechtsschutz-
versicherung. Dies gilt insbesondere auch für die zu-
sätzliche Vergütung im Rahmen der gesonderten und 
entgeltlichen Einholung der Kostenzusage gegenüber 
dem Rechtsschutzversicherer.“

Volpert VRR 2011, 171  ff. weist völlig zutreffend 
darauf hin, dass bei Einholung der Deckungszusage 
streng zwischen der Entstehung der Vergütung und 
deren Erstattungsfähigkeit unterschieden werden 
muss.

Fälle aus der Praxis
Erstattungsfähigkeit von Patentanwaltskosten im 
Anwaltshonorarprozess

von Heinz Hansens, Vorsitzender Richter am Landgericht, Berlin

Nach verschiedenen gesetzlichen Regelungen, etwa gem. § 143 Abs. 3 PatG oder § 140 Abs. 3 MarkenG sind die 
durch die Mitwirkung eines Patentanwalts entstehenden Kosten in Höhe der Gebühren nach § 13 RVG und der 
notwendigen Auslagen des Patentanwalts erstattungsfähig. Die Rechtsprechung tut sich in vielen Fällen schwer, 
diese Vorschriften in der Praxis anzuwenden. Dies belegt auch der nachfolgend erörterte Fall aus der Praxis.

I.	 Sachverhalt

Der Beklagte hatte beim Deutschen Patent- und Mar­
kenamt mehrere Wortmarken angemeldet, die den 
Namen eines in einem Zoo geborenen Eisbärenbabys 
mit Abwandlungen betrafen. Diese Markenanmel­
dungen erfolgten, um an der Vermarktung teilzuneh­
men. Der Beklagte beabsichtigte nämlich, diese Mar­
ken gewinnbringend zu veräußern. Allerdings hatte 
die Stadt, in der sich der betreffende Zoo befand und 
auch dieser Zoo fast zeitgleich ebenfalls derartige 
Wortmarken angemeldet. Der Beklagte beauftragte 
deshalb die Klägerin, eine in der Rechtsform der GbR 
geführte Anwaltskanzlei, der sowohl RAe als auch Pa­
tentanwälte angehören, mit der Prüfung der Marken­
rechte dieses Zoos. Auftragsgemäß sollte die Klägerin 
auch die entsprechende Korrespondenz mit der Stadt 
und dem Zoo führen. Der Beklagte beabsichtigte, die 
für ihn eingetragenen Wortmarken für 50.000 €, spä­
ter für mindestens 20.000  €, an die Stadt bzw. an 
den Zoo zu veräußern. Letztlich einigten sich die An­
wälte und die Stadt dahin gehend, dass der Beklagte 

eine der Wortmarken gegen Zahlung von 800 € auf 
die Stadt übertrage und er hinsichtlich der weiteren 
Wortmarken die Löschung vornehmen ließ. Im Ge­
genzug verzichtete die Stadt auf die Einleitung recht­
licher Schritte gegen den Beklagten.

Nach Beendigung der Tätigkeit rechnete die Klägerin 
folgende Vergütung ab:

1. 1,3 Geschäftsgebühr, 
Nr. 2300 VV RVG (Wert: 50.000 €) 1.359,80 €

2. 1,5 Einigungsgebühr, 
Nr. 1000 VV RVG (Wert: 50.000 €) 1.569,00 €

3. Postentgeltpauschale, 
Nr. 7002 VV RVG 20,00 €

4. 19 % Umsatzsteuer, 
Nr. 7008 VV RVG + 560,27 €

Summe: 3.509,07 €.

Abzgl. einer geleisteten Teilzahlung verlangte die 
Klägerin restliches Anwaltshonorar i.H.v. 3.289,07 €.


